
Synopse

Landsgemeindebeschluss zur Revision des Steuergesetzes

Von diesem Geschäft tangierte Erlasse (GS Nummern)

Neu: –
Geändert: 640.000
Aufgehoben: –

Geltendes Recht Arbeitsversion

I.

Änderung Steuergesetz (StG) vom 25. April 1999:

Art.  23
d. Bewegliches Vermögen
da. Grundsatz

1 Steuerbar sind die Erträge aus beweglichem Vermögen, insbesondere:

a) Zinsen aus Guthaben, einschliesslich ausbezahlter Erträge aus rückkaufsfähi-
gen Kapitalversicherungen mit Einmalprämie im Erlebensfall oder bei Rückkauf,
ausser wenn diese Kapitalversicherungen der Vorsorge dienen. Als der Vorsor-
ge dienend gilt die Auszahlung der Versicherungsleistung ab dem vollendeten
60. Altersjahr des Versicherten aufgrund eines wenigstens fünfjährigen Ver-
tragsverhältnisses, das vor Ablauf des 66. Altersjahres eingegangen wurde. In
diesem Falle ist die Leistung steuerfrei;

b) Einkünfte aus der Veräusserung oder Rückzahlung von Obligationen mit über-
wiegender Einmalverzinsung (globalverzinsliche Obligationen, Diskont-Obliga-
tionen), die dem Inhaber anfallen;

22/2022



- 2 -

Geltendes Recht Arbeitsversion

c) Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile 
aus Beteiligungen aller Art (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwerterhö-
hungen und dergleichen), soweit sie keine Rückzahlung von Grund- oder 
Stammkapital darstellen. Ein bei der Rückgabe von Beteiligungsrechten im Sin-
ne von Art. 4a des Bundesgesetzes über die Verrechnungssteuer vom 13. Ok-
tober 1965 (VStG) an die Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft erzielter 
Vermögensertrag gilt in dem Jahr als realisiert, in welchem die Verrechnungs-
steuerforderung entsteht (Art. 12 Abs. 1 und 1bis VStG); Abs. 1bis dieses Arti-
kels bleibt vorbehalten;

d) Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder sonstiger Nutzung 
beweglicher Sachen oder nutzbarer Rechte;

e) Einkünfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen, soweit die Gesamterträ-
ge die Erträge aus direktem Grundbesitz übersteigen;

f) Einkünfte aus immateriellen Gütern.

1bis Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile 
aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossen-
schaftsanteilen und Partizipationsscheinen (einschliesslich Gratisaktien, Gratis-
nennwerterhöhungen und dergleichen) sind im Umfang von 50 Prozent steuer-
bar, wenn diese Beteiligungsrechte mindestens 10 Prozent des Grund- oder 
Stammkapitals einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft darstellen.

2 Der Erlös aus Bezugsrechten gilt nicht als Vermögensertrag, sofern sie zum Pri-
vatvermögen des Steuerpflichtigen gehören.

3 Die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen (Reserven aus Ka-
pitaleinlagen), die von den Inhabern der Beteiligungsrechte nach dem 31. De-
zember 1996 geleistet worden sind, wird gleich behandelt wie die Rückzahlung 
von Grund- oder Stammkapital. Abs. 4 dieses Artikels bleibt vorbehalten.
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4 Schüttet eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer schweizeri-
schen Börse kotiert ist, bei der Rückzahlung von Reserven aus Kapitaleinlagen 
nach Abs. 3 dieses Artikels nicht wenigstens im gleichen Umfang übrige Reser-
ven aus, so ist die Rückzahlung im Umfang der halben Differenz zwischen der 
Rückzahlung und der Ausschüttung der übrigen Reserven steuerbar, höchstens 
aber im Umfang der in der Gesellschaft vorhandenen, handelsrechtlich ausschüt-
tungsfähigen übrigen Reserven.

5 Abs. 4 dieses Artikels ist nicht anwendbar auf Reserven aus Kapitaleinlagen:

a) die bei fusionsähnlichen Zusammenschlüssen durch Einbringen von Beteili-
gungs- und Mitgliedschaftsrechten an einer ausländischen Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft nach Art. 63 Abs. 1 lit. c dieses Gesetzes oder durch eine 
grenzüberschreitende Übertragung auf eine inländische Tochtergesellschaft 
nach Art. 63 Abs. 1 lit. d dieses Gesetzes nach dem 24. Februar 2008 entstan-
den sind;

b) die im Zeitpunkt einer grenzüberschreitenden Fusion oder einer Umstrukturie-
rung nach Art. 63 Abs. 1 lit. b und Abs. 3 dieses Gesetzes oder der Verlegung 
des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung nach dem 24. Februar 2008 be-
reits in einer ausländischen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft vorhan-
den waren;

c) im Fall der Liquidation der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft.

6 Die Abs. 4 und 5 dieses Artikels gelten sachgemäss auch für Reserven aus Ka-
pitaleinlagen, die für die Ausgabe von Gratisaktien oder für Gratisnennwerterhö-
hungen verwendet werden.

7 Entspricht bei der Rückgabe von Beteiligungsrechten an einer Kapitalgesell-
schaft oder Genossenschaft, die an einer schweizerischen Börse kotiert ist, die 
Rückzahlung der Reserven aus Kapitaleinlagen nicht wenigstens der Hälfte des 
erhaltenen Liquidationsüberschusses, so vermindert sich der steuerbare Anteil 
dieses Liquidationsüberschusses um die halbe Differenz zwischen diesem Anteil 
und der Rückzahlung, höchstens aber im Umfang der in der Gesellschaft vorhan-
denen Reserven aus Kapitaleinlagen, die auf diese Beteiligungsrechte entfallen.
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8 Abs. 3 gilt für Einlagen und Aufgelder, die während eines Kapitalbands nach 
den Art. 653 ff. OR geleistet werden, nur soweit sie die Rückzahlungen von Re-
serven im Rahmen dieses Kapitalbands übersteigen.

Art.  27
h. Steuerfreie Einkünfte

1 Steuerfrei sind:

a) der Vermögensanfall infolge Erbschaft, Vermächtnis, Schenkung oder güter-
rechtlicher Auseinandersetzung;

b) die Kapitalgewinne aus der Veräusserung von beweglichem Privatvermögen;

c) der Vermögensanfall aus rückkaufsfähiger privater Kapitalversicherung, ausge-
nommen aus Freizügigkeitspolicen und -konten. Art. 23 Abs. 1 lit. a dieses Ge-
setzes bleibt vorbehalten;

d) die Kapitalzahlungen, die bei Stellenwechsel vom Arbeitgeber oder von Ein-
richtungen der beruflichen Vorsorge ausgerichtet werden, wenn sie der Emp-
fänger innert Jahresfrist zum Einkauf in eine Einrichtung der beruflichen Vorsor-
ge verwendet;

e) die Unterstützungen aus öffentlichen oder privaten Mitteln;

f) die Leistungen in Erfüllung familienrechtlicher Verpflichtungen, ausgenommen 
die Unterhaltsbeiträge gemäss Art. 26 lit. f dieses Gesetzes;

g) der Sold für Militär- und Zivilschutzdienst sowie das Taschengeld für Zivil-
dienst;

h) die Zahlung von Genugtuungssummen;

i) die Einkünfte aufgrund der Bundesgesetzgebung über Ergänzungsleistungen 
zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung;

k) …

l) …



- 5 -

Geltendes Recht Arbeitsversion

m) der Sold der Milizfeuerwehrleute bis zum Betrag von Fr. 5'000.-- für Dienstleis-
tungen im Zusammenhang mit der Erfüllung der Kernaufgaben der Feuerwehr, 
wie Übungen, Pikettdienste, Kurse, Inspektionen und Ernstfalleinsätze zur Ret-
tung, Brandbekämpfung, allgemeine Schadenwehr, Elementarschadenbewälti-
gung. Ausgenommen sind Pauschalzulagen für Kader sowie Funktionszulagen 
und Entschädigungen für administrative Arbeiten und für Dienstleistungen, wel-
che die Feuerwehr freiwillig erbringt.

n) die Gewinne, die in Spielbanken mit Spielbankenspielen erzielt werden, die 
nach dem eidgenössischen Geldspielgesetz vom 29. September 2017 zugelas-
sen sind, sofern diese Gewinne nicht aus selbständiger Erwerbstätigkeit stam-
men;

o) die einzelnen Gewinne bis zum Betrag von Fr. 1 Mio. aus der Teilnahme an 
Grossspielen, die nach dem eidgenössischen Geldspielgesetz vom 29. Sep-
tember 2017 zugelassen sind, und aus der Online-Teilnahme an Spielbanken-
spielen, die nach dem eidgenössischen Geldspielgesetz vom 29. September 
2017 zugelassen sind;

p) die Gewinne aus Kleinspielen, die nach dem eidgenössischen Geldspielgesetz 
vom 29. September 2017 zugelassen sind;

q) die einzelnen Gewinne aus Lotterien und Geschicklichkeitsspielen zur Ver-
kaufsförderung, die nach Art. 1 Abs. 2 lit. d und e des eidgenössischen Geld-
spielgesetzes vom 29. September 2017 diesem nicht unterstehen, sofern die 
Grenze von Fr. 1'000.-- nicht überschritten wird.

q) die einzelnen Gewinne aus Lotterien und Geschicklichkeitsspielen zur Ver-
kaufsförderung, die nach Art. 1 Abs. 2 lit. d und e des eidgenössischen Geld-
spielgesetzes vom 29. September 2017 diesem nicht unterstehen, sofern die 
Grenze von Fr. 1'000.-- nicht überschritten wird;

r) Einkünfte aufgrund des Bundesgesetzes vom 19. Juni 2020 über Über-
brückungsleistungen für ältere Arbeitslose.

Art.  30
c. Selbständige Erwerbstätigkeit
ca. Allgemeines

1 Bei selbständiger Erwerbstätigkeit werden die geschäfts- oder berufsmässig be-
gründeten Kosten abgezogen.

2 Soweit sie geschäftsmässig begründet sind, gehören dazu insbesondere:
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a) die buchmässig ausgewiesenen Abschreibungen, Wertberichtigungen und 
Rückstellungen im Sinne von Art. 31 dieses Gesetzes;

b) die eingetretenen und verbuchten Verluste auf Geschäftsvermögen;

c) die Beiträge und Zuwendungen an Vorsorgeeinrichtungen zugunsten des eige-
nen Personals, sofern jede zweckwidrige Verwendung ausgeschlossen ist;

d) die verbuchten Rücklagen für Forschungs- und Entwicklungsaufträge an Dritte 
bis zehn Prozent des ausgewiesenen Geschäftsertrags, insgesamt jedoch 
höchstens bis eine Million Franken;

e) die Zinsen auf Geschäftsschulden und Zinsen, die auf Beteiligungen gemäss 
Art. 21 Abs. 2 dieses Gesetzes entfallen;

f) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals.

f) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals;

g) gewinnabschöpfende Sanktionen, soweit sie keinen Strafzweck haben.

3 Nicht abziehbar sind Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schwei-
zerischen Strafrechts an schweizerische oder fremde Amtsträger.

3 Nicht abziehbar sind insbesondere: 

a) Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schweizerischen Strafrechts;

b) Aufwendungen zur Ermöglichung von Straftaten oder als Gegenleistung für die 
Begehung von Straftaten;

c) Bussen und Geldstrafen;

d) finanzielle Verwaltungssanktionen, soweit sie einen Strafzweck haben.

4 Sind Sanktionen nach Abs. 3 lit. c und d dieses Artikels von einer ausländischen 
Straf- oder Verwaltungsbehörde verhängt worden, so sind sie abziehbar, wenn:

a) die Sanktion gegen den schweizerischen Ordre public verstösst; oder

b) der Steuerpflichtige glaubhaft darlegt, dass er alles Zumutbare unternommen 
hat, um sich rechtskonform zu verhalten.
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Art.  43
Ergänzende Vermögenssteuer

Art.  43 Aufgehoben.

1 Wird eine zum Ertragswert bewertete landwirtschaftliche Liegenschaft ganz 
oder teilweise veräussert oder der bisherigen land- oder forstwirtschaftlichen Nut-
zung entfremdet, wird eine ergänzende Vermögenssteuer erhoben. Der Steuer-
anspruch entsteht mit dem die Steuer auslösenden Ereignis.

2 Die Steuer wird bei Veräusserungen im Sinne von Art. 104 lit. a–c dieses Ge-
setzes und bei Ersatzbeschaffung innerhalb des Kantons gemäss Art. 104 lit. h 
dieses Gesetzes aufgeschoben.

3 Das steuerbare Vermögen berechnet sich nach der Differenz zwischen dem 
Mittel der Ertragswerte und dem Mittel der amtlichen Verkehrswerte der landwirt-
schaftlichen Liegenschaft am Anfang und am Ende der massgebenden Besitzes-
dauer. Wurde die Liegenschaft aus steueraufschiebender Veräusserung erwor-
ben, wird für die Berechnung auf die letzte Veräusserung ohne Steueraufschub 
abgestellt.

4 Die ergänzende Vermögenssteuer wird getrennt vom übrigen Vermögen erho-
ben. Sie wird für die Dauer berechnet, während der die landwirtschaftliche Lie-
genschaft zum Ertragswert bewertet wurde, längstens für 20 Jahre.

Art.  61
b. Geschäftsmässig begründeter Aufwand

1 Zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören auch:

a) die Steuern, nicht aber Strafsteuern und Steuerbussen; a) die Steuern;

b) die Zuwendungen an Vorsorgeeinrichtungen zugunsten des eigenen Perso-
nals, sofern jede zweckwidrige Verwendung ausgeschlossen ist;

c) die freiwilligen Leistungen in Geld und übrigen Vermögenswerten bis zu 20 
Prozent des ausgewiesenen Reingewinns an juristische Personen mit Sitz in 
der Schweiz, die wegen Verfolgung öffentlicher oder ausschliesslich gemein-
nütziger Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind, sowie an Bund, Kantone, 
Gemeinden und deren Anstalten;
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d) die Rabatte, Skonti, Umsatzbonifikationen und Rückvergütungen auf dem Ent-
gelt für Lieferungen und Leistungen sowie zur Verteilung an die Versicherten 
bestimmten Überschüsse von Versicherungsgesellschaften;

e) die Rücklagen für Forschungs- und Entwicklungsaufträge an Dritte, soweit die 
geschäftliche Notwendigkeit nachgewiesen ist, bis zehn Prozent des ausgewie-
senen Reingewinns, insgesamt jedoch höchstens bis eine Million Franken;

f) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals.

f) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals;

g) gewinnabschöpfende Sanktionen, soweit sie keinen Strafzweck haben.

2 Nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören Zahlungen von Be-
stechungsgeldern im Sinne des schweizerischen Strafrechts an schweizerische 
oder fremde Amtsträger.

2 Nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören insbesondere:

a) Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schweizerischen Strafrechts;

b) Aufwendungen zur Ermöglichung von Straftaten oder als Gegenleistung für die 
Begehung von Straftaten;

c) Bussen;

d) finanzielle Verwaltungssanktionen, soweit sie einen Strafzweck haben.

2bis Sind Sanktionen nach Abs. 2 lit. c und d dieses Artikels von einer ausländi-
schen Straf- oder Verwaltungsbehörde verhängt worden, so sind sie abziehbar, 
wenn:

a) die Sanktion gegen den schweizerischen Ordre public verstösst; oder

b) der Steuerpflichtige glaubhaft darlegt, dass er alles Zumutbare unternommen 
hat, um sich rechtskonform zu verhalten.

3 Vereine können die zur Erzielung ihrer steuerbaren Gewinne erforderlichen Auf-
wendungen abziehen, andere Aufwendungen nur insoweit, als sie die Mitglieder-
beiträge übersteigen.
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Art.  71bis

f. Vereine, Stiftungen und übrige juristische Personen

1 Gewinne unter Fr. 5'000.-- von Vereinen, Stiftungen und übrigen juristischen 
Personen werden nicht besteuert.

Art.  73
a. Kapitalgesellschaften und Genossenschaften

1 Das steuerbare Eigenkapital besteht bei Kapitalgesellschaften und Genossen-
schaften aus dem einbezahlten Aktien-, Grund- oder Stammkapital, dem Partizi-
pationskapital, den offenen und den aus versteuertem Gewinn gebildeten Reser-
ven.

1bis Eigenkapital, das auf Beteiligungsrechte nach Art. 68 Abs. 1 dieses Gesetzes, 
auf Rechte nach Art. 60bis dieses Gesetzes sowie auf Darlehen an Konzernge-
sellschaften entfällt, wird mit 50 Prozent in die Bemessung einbezogen.

1ter Steuerbar ist in jedem Fall mindestens das einbezahlte Aktien-, Grund- oder 
Stammkapital, einschliesslich des einbezahlten Partizipationskapitals.

2 Das steuerbare Eigenkapital wird um jenen Teil des Fremdkapitals erhöht, dem 
wirtschaftlich die Bedeutung von Eigenkapital zukommt.

3 Das steuerbare Eigenkapital wird auf die nächsten Tausend Franken abgerun-
det.

Art.  74
b. Übrige juristische Personen

1 Als steuerbares Kapital gilt bei:

a) den übrigen juristischen Personen das Reinvermögen;

b) den kollektiven Kapitalanlagen der auf den direkten Grundbesitz entfallende 
Anteil am Reinvermögen.
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2 Die Vermögenswerte werden nach den für die Vermögenssteuer natürlicher 
Personen geltenden Grundsätzen bewertet. Das steuerbare Eigenkapital wird auf 
die nächsten Tausend Franken abgerundet.

3 Bei Veräusserung oder Zweckentfremdung von zum Ertragswert bewerteten 
land- und forstwirtschaftlichen Liegenschaften wird eine ergänzende Kapitalsteu-
er zum Steuersatz von einem Promille erhoben; im Übrigen werden die Bestim-
mungen über die ergänzende Vermögenssteuer natürlicher Personen sinnge-
mäss angewendet.

3 Aufgehoben.

Art.  78
Bemessung des Reingewinns

1 Der steuerbare Gewinn bemisst sich nach dem Ergebnis der Steuerperiode.

2 Lautet der Geschäftsabschluss auf eine ausländische Währung, so ist der steu-
erbare Reingewinn in Franken umzurechnen. Massgebend ist der durchschnittli-
che Devisenkurs (Verkauf) der Steuerperiode.

Art.  79
Bemessung des Eigenkapitals

1 Das steuerbare Eigenkapital bemisst sich nach dem Stand am Ende der Steu-
erperiode.

1bis Lautet der Geschäftsabschluss auf eine ausländische Währung, so ist das 
steuerbare Eigenkapital in Franken umzurechnen. Massgebend ist der Devisen-
kurs (Verkauf) am Ende der Steuerperiode.

2 Bei unter- oder überjährigen Geschäftsabschlüssen bestimmt sich die Höhe der 
Kapitalsteuer nach der Dauer des Geschäftsjahres.

Art.  82
Steuertarif

1 Die Standeskommission bestimmt die Quellensteuertarife entsprechend den für 
die Einkommenssteuer natürlicher Personen geltenden Steuersätze und Steuer-
füsse. Sie kann für geringfügige Nebenerwerbseinkünfte einen proportionalen 
Satz vorsehen. Im ganzen Kanton gelten die gleichen Tarife.

1 Die Standeskommission bestimmt die Quellensteuertarife entsprechend den für 
die Einkommenssteuer natürlicher Personen geltenden Steuersätze und Steuer-
füsse. Im ganzen Kanton gelten die gleichen Tarife.
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2 Der Steuerabzug umfasst die Staats-, Bezirks- und Gemeindesteuern sowie die 
direkte Bundessteuer. Der Anteil für die Bezirks- und Gemeindesteuern berech-
net sich nach dem gewogenen Mittel der Bezirks- und Gemeindesteuern im 
Kanton.

3 Bei der Festsetzung der Steuertarife werden Pauschalen für Berufskosten und 
Versicherungsprämien sowie Abzüge für Familienlasten berücksichtigt.

4 Der Steuerabzug für die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe lebenden 
Ehegatten, die beide erwerbstätig sind, richtet sich nach Tarifen, die ihrem Ge-
samteinkommen Rechnung tragen und die Pauschalen und Abzüge nach Abs. 3 
dieses Artikels sowie den Abzug bei Erwerbstätigkeit beider Ehegatten berück-
sichtigen.

5 Die Pauschalen und Abzüge nach Abs. 3 und 4 dieses Artikels werden veröf-
fentlicht.

Art.  107
c. Anlagekosten
ca. Erwerbspreis

1 Als Erwerbspreis gilt der im Grundbuch eingetragene Kaufpreis einschliesslich 
die eingetragenen weiteren Leistungen des Erwerbers oder der tatsächlich be-
zahlte niedrigere Preis. Kann der Erwerbspreis nicht ermittelt werden, gilt als sol-
cher die beim Erwerb geltende amtliche Verkehrswertschatzung.

2 Bei Teilveräusserungen ist der Gesamterwerbspreis nach dem Wertverhältnis 
im Zeitpunkt des Erwerbs anteilmässig anzurechnen.

3 Bei Veräusserung eines Grundstückes, bei dessen Erwerb die Besteuerung im 
Sinne von Art. 104 lit. g–i dieses Gesetzes aufgeschoben wurde, wird der wieder 
angelegte, aufgeschobene Gewinn von den Anlagekosten abgezogen.

3 Bei Veräusserung eines Grundstückes, bei dessen Erwerb die Besteuerung im 
Sinne von Art. 104 lit. d bis lit. f dieses Gesetzes aufgeschoben wurde, wird der 
wieder angelegte, aufgeschobene Gewinn von den Anlagekosten abgezogen.

4 Leistungen, die steuerlich hinterzogen worden sind, werden nicht angerechnet.

5 Liegt die massgebende Handänderung mehr als 20 Jahre zurück, darf der Steu-
erpflichtige den amtlichen Verkehrswert vor 20 Jahren oder den höheren Er-
werbspreis einschliesslich die bis dahin aufgelaufenen wertvermehrenden Auf-
wendungen in Anrechnung bringen.



- 12 -

Geltendes Recht Arbeitsversion

Art.  123ter

e. Elektronischer Datenaustausch

1 Die Standeskommission regelt die Voraussetzungen für den elektronischen 
Austausch von Daten zwischen dem Steuerpflichtigen und der Steuerbehörde.

2 Die Standeskommission kann elektronische Eingaben zulassen. In diesem Fall 
tritt anstelle der persönlichen Unterzeichnung eine elektronische Bestätigung der 
Angaben durch den Steuerpflichtigen.

3 Die Steuerbehörde kann dem Steuerpflichtigen mit dessen Einverständnis Do-
kumente in elektronischer Form zustellen.

Art.  123quater

f. Elektronische Erfassung und Aufbewahrung von Daten

1 Die Standeskommission regelt das elektronische Erfassen und Aufbewahren 
von Daten, die vom Steuerpflichtigen eingereicht werden oder aus anderen Quel-
len stammen.

2 Elektronisch erfasste und aufbewahrte Daten haben die gleiche Beweiskraft wie 
Daten, die ohne Hilfsmittel lesbar sind, wenn der Nachweis des Ursprungs und 
der Integrität erbracht werden kann.

Art.  133
b. Pflichten des Steuerpflichtigen
ba. Steuererklärung

1 Die Steuerpflichtigen werden durch öffentliche Bekanntgabe oder Zustellung 
des amtlichen Formulars aufgefordert, die Steuererklärung einzureichen. Steuer-
pflichtige, die kein Formular erhalten haben, müssen es bei der zuständigen Be-
hörde verlangen.

1 Die Steuerpflichtigen werden durch öffentliche Bekanntgabe, durch persönliche 
Mitteilung oder durch Zustellung des amtlichen Formulars aufgefordert, die Steu-
ererklärung einzureichen. Auch Steuerpflichtige, die weder eine persönliche Mit-
teilung noch ein Formular erhalten haben, müssen eine Steuererklärung einrei-
chen.

2 Der Steuerpflichtige muss das amtliche Formular für die Steuererklärung wahr-
heitsgetreu und vollständig ausfüllen, persönlich unterzeichnen und samt den 
vorgeschriebenen Beilagen fristgemäss der zuständigen Behörde einreichen.

2 Der Steuerpflichtige muss das amtliche Formular für die Steuererklärung wahr-
heitsgetreu und vollständig ausfüllen, persönlich unterzeichnen und samt den 
vorgeschriebenen Beilagen fristgemäss der zuständigen Behörde einreichen. Die 
vollständig elektronische Einreichung der Steuererklärung richtet sich nach 
Art. 123ter Abs. 2 dieses Gesetzes.
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3 Der Steuerpflichtige, der die Steuererklärung nicht oder mangelhaft ausgefüllt 
einreicht, wird aufgefordert, das Versäumte innert angemessener Frist nachzuho-
len.

Art.  138
e. Meldepflicht Dritter

1 Den Veranlagungsbehörden müssen für jede Steuerperiode eine Bescheini-
gung einreichen:

a) juristische Personen über die den Mitgliedern der Verwaltung und anderer Or-
gane ausgerichteten Leistungen; Stiftungen reichen zusätzlich eine Bescheini-
gung über die ihren Begünstigten erbrachten Leistungen ein;

b) Einrichtungen der beruflichen Vorsorge und der gebundenen Selbstvorsorge 
über die den Vorsorgenehmern oder Begünstigten erbrachten Leistungen;

c) einfache Gesellschaften und Personengesellschaften über alle Verhältnisse, 
die für die Veranlagung der Teilhaber von Bedeutung sind, insbesondere über 
ihren Anteil an Einkommen und Vermögen der Gesellschaft.

c) einfache Gesellschaften und Personengesellschaften über alle Verhältnisse, 
die für die Veranlagung der Teilhaber von Bedeutung sind, insbesondere über 
ihren Anteil an Einkommen und Vermögen der Gesellschaft;

d) die Arbeitgeber, die ihren Arbeitnehmern Mitarbeiterbeteiligungen einräumen, 
über alle für deren Veranlagung notwendigen Angaben.

d) die Arbeitgeber, die ihren Arbeitnehmern Mitarbeiterbeteiligungen einräumen, 
über alle für deren Veranlagung notwendigen Angaben;

e) die Arbeitslosenkassen über ausgerichtete Entschädigungen an Arbeitslose.

2 Dem Steuerpflichtigen ist ein Doppel der Bescheinigung zuzustellen.

3 Die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz müssen den Veranla-
gungsbehörden für jede Steuerperiode eine Bescheinigung über alle Verhältnisse 
einreichen, die für die Besteuerung des direkten Grundbesitzes und dessen Er-
träge massgeblich sind.

Art.  191
6. Ergänzende Vermögenssteuer

1 Für die Berechnung der ergänzenden Vermögenssteuer gemäss Art. 43 dieses 
Gesetzes gilt als frühester Zeitpunkt der 1. Januar 2001.

1 Aufgehoben.
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II.

          Keine Fremdänderungen.

III.

          Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Dieser Beschluss tritt per 1. Januar 2024 in Kraft.


